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1 Aktuelles Seuchengeschehen (fortlaufende Berichterstattung)

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4795  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Zunächst einmal herzlichen Dank für diesen Bericht 
zum Seuchengeschehen. Darin steht in einem der letzten Sätze zur ASP, dass es 
Drohnenbefliegungen gegeben habe, um die Wildtier- bzw. Schwarzwildpopulation 
einzuschätzen und die Auswertung Ende Januar 2026 begonnen werden solle. Wer 
erstellt diese Auswertung? Wann geht sie uns zu? Gibt es außerhalb der Rohdaten 
irgendwelche Erkenntnisse? 

In den Restriktionszonen soll auch gejagt werden. Dies ist meines Wissens in Sperrzone II 
der Fall. Aber die Gefriertruhen sind voll und die Vermarktungsmöglichkeiten für das 
Schwarzwild sind gerade relativ mau bzw. so semigut – um das einmal vorsichtig zu 
formulieren. Gibt es für die Jagenden eine Möglichkeit, das Fleisch kostenfrei zu entsor-
gen? Möglicherweise erhöht es die Motivation der Jäger, mehr zu jagen, wenn sie nicht 
auch noch die Entsorgung bezahlen müssen, wenn sie es schon nicht loswerden.  

Über eine Abschussprämie des Landes brauchen wir wohl nicht mehr zu reden, oder? 
Ich habe noch etwas von der JAGD & HUND im Ohr. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ich sammle die Fragen. – Dietmar Brockes von der 
FDP-Fraktion, bitte. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Vielen Dank noch einmal 
für den Bericht und dafür, dass wir auf dem Laufenden sind. Man sieht, die Zahlen 
steigen, zwar nicht auf einem rasant hohen Niveau, aber doch immer weiter. Es plät-
schert so ein bisschen dahin. Nach einigen Gesprächen auf der JAGD & HUND bin 
ich besorgt, dass der große Knall noch kommt. So ähnlich hat sich auch die Präsidentin 
des Landesjagdverbands auf der Messe geäußert.  

Herr Staatssekretär, in dem Bericht wurde gesagt, dass intensiv bejagt werde. Es wäre 
wichtig zu erfahren, wie hoch der Wildschweinbestand zu Beginn des Ausbruchs der 
ASP war. Gibt es dazu Zahlen? Wo bewegen wir uns jetzt? Es wäre insgesamt wichtig, 
aktuelle Zahlen zu haben, wenn das Thema weiterhin aktuell bleibt, um zu sehen, ob 
die Bejagung auch in dem Maße funktioniert, wie es meines Erachtens notwendig wäre.  

Es gibt seitens des Landesbetriebs Wald und Holz – ich weiß nicht genau, wie das 
heißt – eine Jagdeinheit, also Berufsjäger. Werden diese dort auch eingesetzt? Wie 
intensiv wird dort seitens der Berufsjäger vorgegangen?  

In der vorherigen Sitzung wurde thematisiert, dass ein Frischling außerhalb des Zau-
nes aufgefunden wurde. Frau Ministerin mutmaßte damals, dass dieser von Greifvö-
geln über den Zaun gehoben worden sei. Gibt es neuere Erkenntnisse drüber, wie das 
Wildschwein dorthin gekommen ist, also außerhalb des Bereiches?  
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Die Kollegin hat vorhin das Thema „Drohnenbefliegung“ angesprochen und dass die 
Ergebnisse seit Ende vergangenen Monats ausgewertet werden. Die Ergebnisse 
müssten auch schon vorliegen. Könnten wir diese heute oder ansonsten gerne im 
Nachgang erhalten? Das müsste zeitnah vorliegen.  

Ich habe mir die Informationen des LAVE zu den Schutzmaßnahmen angesehen. Dort 
wird insbesondere bei den Jägern auf erhöhte Hygienemaßnahmen verwiesen. Diese 
müssen ihre Ausrüstung und ihre Schuhe anschließend reinigen, und auch die Hunde 
müssen entsprechend desinfiziert werden. Das gilt aber nicht für Wanderer oder zum 
Beispiel Mountainbiker. Ich halte das Risiko, dass diese das Virus weiterschleppen, für 
mindestens so hoch wie bei den Jägern. 

Wird seitens des Ministeriums überlegt, Hygienemaßnahmen auch für andere Betreter 
vorzunehmen? Ich halte das für einen milderen Schritt als das Verhängen eines Betre-
tungsverbotes, das für den Tourismus in der Region nicht gut wäre. Um dem Ganzen 
Einhalt zu gebieten, müssten wir meiner Meinung nach in dieser Richtung vorgehen.  

Meinen letzten Punkt, die Wildfleischvermarktung, hat auch Kollegin Kahle-Hausmann 
schon angesprochen. Frau Kahle-Hausmann, ich fände es äußerst schade, wenn man 
das Fleisch entsorgen müsste. Es ist meines Wissens eine EU-Vorgabe, dass es nur 
innerhalb des jeweiligen Kreises vermarktet werden kann. Aber das ist doch ein Irrsinn, 
wenn man sieht, dass das Fleisch getestet wurde und nicht infiziert ist. Deshalb müsste 
man meines Erachtens dafür sorgen, dass die Vermarktung auch außerhalb des Krei-
ses stattfinden kann.  

Ist dies ein Thema für das Ministerium? Gibt es, da es eine EU-Vorgabe ist, Gespräche 
in Richtung Brüssel mit dem Ziel, das zu ändern? Das Fleisch ist schließlich gesund. 
Unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten würden sich mir die Nackenhaare aufstellen, 
wenn man es einfach nur vernichten würde. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! An den 
letzten Punkt kann ich gut anschließen, weil das für uns gerade ein relevantes Problem 
ist. Die kostenlose Entsorgung ist meines Wissens gewährleistet. Dietmar Brockes, ich 
würde dir darin recht geben, dass es eigentlich nicht das Ziel sein kann, wertvolles 
Fleisch zu entsorgen.  

(Heiterkeit von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Er freut sich, dass ich ihm einmal recht gebe; das finde auch ich gut. – Dahinter steht 
aber das Problem, dass manche Jäger und Jägerinnen, wie ich es auf der JAGD & 
HUND mitbekommen habe, in den Kreisen gar nicht mehr auf die Wildschweinjagd 
gehen, weil sie nicht wollen, dass das Fleisch entsorgt wird. Sie sagen: Wenn ich 
nachts noch einmal zwei Stunden rausgehe, ein Schwein schieße und muss es dann 
in die Tonne schmeißen, dann spare ich mir die zwei Stunden abends doch lieber, 
selbst wenn ich 75 Euro Abschussprämie – oder wie immer sie heißt – dafür bekomme.  

Es ist richtig, dass die EU-Verordnung dazu führt, dass das Fleisch aus der Kernzone 
sowieso nicht verwertet werden darf, sondern entsorgt werden muss. Das Fleisch aus 
der Sperrzone II darf der Jäger bzw. die Jägerin nur für sich nutzen und selbst im Kreis 
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nicht damit handeln. Wir hatten das hier schon einmal angesprochen: Sehen Sie Mög-
lichkeiten? Hat das Ministerium eventuell erkundet, inwiefern sich die Bundesländer 
gegebenenfalls gemeinsam auf europäischer Ebene dafür einsetzen können, dass hier 
Möglichkeiten für eine Vermarktung in den Kreisen geschaffen wird? 

In den Handel muss es nicht, aber es könnten über den Haushalt des Jägers bzw. der 
Jägerin hinaus Möglichkeiten der Vermarktung bestehen oder geschaffen werden. 
Dies würde sicherlich dafür sorgen, dass die Jagd in der Sperrzone II an der einen 
oder anderen Stelle intensiviert würde.  

Dort haben Jagdgenossenschaften jetzt durch die Drückjagden 20 oder 30 Wild-
schweine erlegt und somit auch dafür gesorgt, dass der Bestand in der Sperrzone II 
reduziert wird. Das ist dringend notwendig, unabhängig davon, dass die Seuchenre-
gulierung in der Kernzone massiv stattfinden muss. Dort wird man, wenn die Daten 
herauskommen, sicherlich feststellen, dass der Wildschweinbestand extrem hoch war 
und immer noch ist und da noch eine ganze Menge getan werden muss.  

Auf die Verwertungsfrage sollten wir alle ein Augenmerk legen und schauen, ob es 
Möglichkeiten gibt, neue Wege zu gehen, die es den Jägerinnen und Jägern ermögli-
chen, trotz der erhöhten Hygieneauflagen mit Verantwortung heranzugehen und wei-
terhin für die Reduktion des Wildschweinbestandes in der Sperrzone II zu sorgen.  

StS Dr. Martin Berges (MLV): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! Vielen Dank für die Nachfragen zu unserem Bericht, der in ge-
wohnter Form einen aktuellen Stand zu dem Zeitpunkt darstellt, an dem wir ihn erstellt 
haben. Mit Stand heute haben wir 318 positive Fälle. Das ist ein leichter Aufwuchs und 
deckt sich mit Ihrer Einschätzung, dass schrittweise immer mehr positive Fälle ent-
deckt bzw. gefunden werden. 

Ich möchte aber auch Folgendes sagen: Wir haben Mitte Dezember 2025 einmal dazu 
berichtet. Da waren wir bei 270 Fällen, und wir sind jetzt fast zwei Monate weiter. Das 
heißt: Die Ausbreitung der Seuche entwickelt sich sehr mäßig fort.  

Wir sind insgesamt noch unverändert in der aktiven Tierseuchenbekämpfung. Die vom 
Land vorbereiteten Maßnahmen greifen Stand heute, was die Organisationsstrukturen 
für einen solchen Fall und die durchgeführten Maßnahmen anbetrifft. Wir haben es 
geschafft, die ASP in dem Gebiet einzuhegen, und zwar mit inzwischen 216 km an 
Festzäunen. Wir entdecken es auch, wenn sich außerhalb des Zaunes etwas findet. 
Das heißt: Das Monitoring, die Zaunsicherungsmaßnahmen usw. – das alles trägt und 
funktioniert. 

Sie werden sich auch daran erinnern, dass wir beim letzten Mal von zwei Fällen vom 
Anfang des Jahres in der Nähe des Kerngebietes im Kreis Olpe berichtet haben. Wir 
haben das Kerngebiet und den Zaunbau angepasst, dies alles in Abstimmung mit dem 
BMLEH und der EU, die nicht dazu führte, dass wir etwa die Kernzonen noch weiter 
anpassen mussten. Das heißt: Auch sie nehmen wahr, dass die Maßnahmen, die wir 
ergriffen haben, tatsächlich greifen.  
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Wir sind – auch das haben wir berichtet – in der zweiten Phase, in der wir genau das 
herausfinden wollen. Wir wissen nicht, wie viele Wildschweine zum Zeitpunkt des Aus-
bruches ungefähr in der Region waren. Es wurde nur immer gesagt, sie solle eine 
wildschweinintensive sein. Mithilfe der Drohnenüberfliegung wollen wir dort ein biss-
chen mehr Transparenz hineinbekommen, sodass wir darauf aufbauend einen besse-
ren Überblick darüber erhalten, wie es in dieser etwas unwegsamen Region – Sie wis-
sen, dass sie das ist – tatsächlich aussieht.  

Sie haben eine Reihe von Fragen gestellt, unter anderem zu der Vermarktung sowie 
zu den Schutzmaßnahmen, die für Jäger gelten und nicht zum Beispiel für diejenigen, 
die auf den Wegen bleiben. Frau Vorsitzende, für die Beantwortung würde ich gern an 
Herrn Hülsenbusch übergeben, unseren zuständigen Abteilungsleiter. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ja, natürlich. Bitte sehr.  

MDgt Michael Hülsenbusch (MLV): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich habe mitgeschrieben und versuche 
jetzt, möglichst jede Frage zu beantworten. Ich fange einmal mit dem Thema „Droh-
nenbefliegung“ an, was unmittelbar mit der Frage zusammenhängt, wie groß der Be-
stand in diesem reglementierten Kerngebiet ist.  

Es ist das erklärte Ziel unserer Drohnenbefliegung, eine Orientierung darüber zu be-
kommen, wie viele Wildschweine sich in diesem Gebiet befinden. Das war im vergan-
genen Jahr nicht möglich, solange das Laub auf den Bäumen war. Das ist auch bei 
den derzeitigen Schneeverhältnissen nicht trivial. Wir wollten zugegebenermaßen frü-
her damit anfangen. Deswegen steht das auch so in dem Bericht. Aber die Dinge ver-
zögern sich hin und wieder um die eine oder andere Woche.  

Die ASP-Bekämpfung im Wildbestand ist – ich verdeutliche es einmal mit einem Bild 
aus dem Sport – keine Sache des Spurts, sondern wir sind in einem Mittelstrecken-, 
wahrscheinlich sogar in einem Langstreckenlauf. Das zeigen auch die Erfahrungen der 
ASP-Bekämpfung in den anderen Bundesländern. Seit dem Ausbruch im Sauerland sind 
acht Monate vergangen. Andere Länder, wie zum Beispiel Hessen, haben es seit andert-
halb Jahren. Brandenburg hat es noch länger. Auch die sind noch lange nicht am Ziel.  

Deswegen müssen wir uns wohl daran gewöhnen, dass sich die Maßnahmen, die wir 
vorsehen, hin und wieder durch Ereignisse verzögern, die man so ohne Weiteres nicht 
vorhersehen kann. Sie werden nicht unmöglich, passieren aber doch ein bisschen spä-
ter, als wir uns das idealiter vorstellen.  

Dazu gehört die Drohnenbefliegung, die tatsächlich nächste Woche systematisch be-
ginnen soll. Das kann ich jetzt sagen, weil heute schönes, warmes Wetter ist. Wir ver-
schieben die Information zur Auswertung auf Ende Februar. Es geht darum, eine an-
nähernde Information darüber zu bekommen, wie viele Wildschweine in dem Gebiet 
sind. Die Auswertung ist nicht trivial.  
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Wir haben den Plan – sage ich mal – schon bekommen. Das Ganze wird kartiert. Das 
ist nicht so einfach, wie man sich das vorstellt. Ich kann das einmal hochhalten, wenn 
es interessiert. 

(MDgt Michael Hülsenbusch [MLV] hält ein Blatt Papier hoch.) 

Das ist anspruchsvoll, weil das Gebiet anspruchsvoll ist. Man kann es nicht innerhalb 
von ein paar Tagen machen, aber wir haben einen guten Plan und einen guten Dienst-
leister, der das für uns übernimmt.  

Es wird also kommen und die Basis dafür sein, dass wir auf einer etwas besseren 
Datengrundlage beurteilen können, wie viele Schweine noch vorhanden sind und wel-
che Aufgaben auf die Jagdseite zukommen, also auf die Jagdausübungsberechtigten 
und die Kreise vor Ort, um den Wildschweinebestand dort maßgeblich zu reduzieren. 
Was diesen Punkt angeht, darf ich Sie also noch um etwas Geduld bitten. 

Sie fragten weiter: Was ist denn jetzt mit den Kadavern? – Die Antwort wurde teilweise 
schon gegeben: Die Kadaver können in der Kernzone und im Sperrgebiet II unentgelt-
lich entsorgt werden. In der Kernzone wird das unmittelbar von der WSVG erledigt. In 
der Sperrzone II haben die Kommunen überall Kadavertonnen aufgestellt, in die die 
Wildschweinkadaver entsorgt werden können. Es entstehen den Jagdausübungsbe-
rechtigten also im Zusammenhang mit der Bejagung keine Kosten für die Entsorgung.  

Was die übrigen Aufwände angeht, zahlen die Kommunen im Moment eine Art Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 100 Euro im Kerngebiet und 75 Euro in der Sperr-
zone II. Das heißt: Der Aufwand der Jagdausübungsberechtigten wird dort schon ein 
Stück weit berücksichtigt.  

Herr Brockes hat aus Gesprächen auf der Messe JAGD & HUND zitiert. Ja, die Zahl 
der positiven Tiere steigt. Das ist auch kein Wunder, es ist schließlich eine Tierseuche, 
die sich fortsetzt und fortpflanzt. Für uns ist nur wichtig, dass diese Region, die wir jetzt 
abgeschottet haben, auch abgeschottet bleibt und nicht weiter ausgeweitet werden 
muss. Dass die Zahl der infizierten Tiere in der Kernzone stetig steigt, ist aus tierseu-
chenfachlicher Sicht eine triviale Erkenntnis.  

Sie sagen – ich zitiere Sie –: Es plätschert so dahin. – Nun, das kann ich so nicht 
bestätigen: Die Aktivitäten vor Ort sind kein Plätschern, sondern schon ein richtiges 
Rudern, und zwar eines auf verschiedenen Ebenen, sowohl mit Blick auf die Kadaver-
suche und auf die Zäunung als auch auf den Kampf gegen die Witterungsverhältnisse.  

Ich weiß nicht, ob Sie in den vergangenen Tagen im Sauerland waren. Ich möchte 
keinen Jäger zwingen, bei dieser Witterung in dieses sehr bergige und unzugängliche 
Gebiet zu gehen. Der bricht sich die Beine. Aus Fürsorgegründen muss man Verständ-
nis dafür haben, dass die Jagdausübungsberechtigten bei bestimmten klimatischen 
Bedingungen eher zurückhaltend sind. Wir sind aber guter Dinge. Frühling und Sommer 
stehen bevor, und dann stellt sich das vielleicht etwas anders dar.  

Ja, wir haben im Landesbetrieb Wald und Holz eine sogenannte Jagdeinheit zur Vor-
bereitung auf die ASP-Bekämpfung ausgebildet. Diese steht auch zur Verfügung. Im 
Moment haben wir den Kreisen die Aufgabe übertragen – es war auch deren Wunsch –, 
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die Bejagung in ihrem Kreisgebiet mit den Jagdausübungsberechtigten selbst zu or-
ganisieren. Wenn sie Hilfe und Unterstützung benötigen, würden die Kreise auf die 
Jägertruppe aus dem Landesbetrieb Wald und Holz zugehen.  

Es ist und bleibt nämlich Verantwortung der Kreise vor Ort. Da können wir uns vom 
Ministerium aus nicht einmischen. Sie müssen das mit ihren Jagdausübungsberech-
tigten organisieren, die die Verhältnisse vor Ort am besten kennen.  

Herr Brockes, Sie hatten auch den Frischling außerhalb des Zaunes noch einmal auf-
gerufen. Das war tatsächlich ein Mysterium.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Mysterium!) 

Ich habe auch bei den Videokonferenzen mit den anderen Ländern, in denen die ASP 
ausgebrochen ist, gefragt, ob diese ähnliche Phänomene haben: Ja, das haben sie. 
Die Jägerschaft vermutet, dass ganze Tierkörper nicht von Beutegreifern, also hier: 
von Vögeln, sondern von Füchsen, Dachsen und vielleicht sogar Wölfen – das Thema 
will ich jetzt gar nicht aufmachen – über den Zaun verschafft werden. Die sollen sehr 
sprungkräftig sein. Das sind die Erklärungen, die man aus der Jägerschaft bekommt.  

Zu den Schutzmaßnahmen, über die Sie auf der Homepage des LAVE gelesen haben. 
Die Desinfektion gilt in der Tat für Jäger, aber nicht für Wanderer, die an Wege gebun-
den sind. Die Jäger laufen bewusst ins Dickicht und außerhalb der Wege. Dort ist die 
Verbreitungsgefahr größer. Auf normalen Spazierwegen ist diese nicht da. Deswegen 
werden für Wanderer keine entsprechenden Restriktionen vorgesehen.  

Zu der Fleischverwertung versus der Fleischentsorgung. Das ist eine schwierige 
Frage. Für die EU ist es klar. Sie haben es soeben angedeutet – ich will es nicht wie-
derholen –: Die Verwertungsmöglichkeiten sind extrem eingeschränkt. Das gibt die EU 
vor. Ich will es einmal so sagen: Wir alle würden uns vielleicht wünschen, dass es 
anders wäre. Aber wir sind auch nicht gut beraten, zu überlegen, wie wir Fleisch aus 
den Restriktionsgebieten anderswo hinschaffen.  

Wenn wir bei der EU anklopfen würden – ich darf das einmal als mein Gefühl weiter-
geben, das auch durch die anderen Länder bestätigt worden ist, in denen die ASP ja 
auch schon länger wütet –, dann würde das bei der EU für Irritationen sorgen. Diese 
will nämlich sehen, dass wir die ASP effektiv und konsequent bekämpfen und eindäm-
men. Deswegen sind wir an diesem Punkt noch sehr zurückhaltend.  

Wir bzw. die Kommunen versuchen dem durch die ausgelobten Aufwandsentschädi-
gungen ein bisschen zu entsprechen. Den Interessenskonflikt, den Jäger haben, also 
entweder waidgerecht zu jagen oder verstärkt zu bejagen, um eine Tierseuche zu til-
gen, können wir nicht ausräumen. Der ist einfach vorhanden. Wir setzen auf die kon-
struktive Zusammenarbeit mit der Jägerschaft, die selbst ein Interesse daran haben 
muss, dass ihr Revier irgendwann wieder ASP-frei wird.  

Die Ministerin fährt regelmäßig nach Olpe. Am Freitag wird sie dort noch einmal mit 
der Jägerschaft zusammentreffen, um dafür zu werben, in den Restriktionsgebieten 
verstärkt Wildschweine zu erlegen. So viel von meiner Seite, auch wenn die eine oder 
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andere Antwort vielleicht nicht ganz befriedigend war, aber wir müssen uns in vielerlei 
Hinsicht den Realitäten stellen.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Hülsenbusch, Sie sagten soeben: „vielleicht nicht 
ganz befriedigend“. Ich fand die Antworten sehr mäßig. Sie haben eigentlich keine 
meiner Fragen richtig beantwortet.  

Ich verstehe, dass die Drohnen noch eine Woche später gestartet sind, weil das Wetter 
nicht passte. Klar, den Kälteeinbruch vergangene Woche habe ich auch bemerkt – 
keine Frage. Aber bei Ihren Ausführungen zu den sibirischen Verhältnissen im Sauer-
land habe ich zu meiner Kollegin Christin-Marie Stamm geschaut, und sie hat es täg-
lich geschafft, aus Olpe herauszukommen. Ich weiß nicht, wie es Herrn Dr. Kaiser 
geht, und ob der es geschafft hat, noch irgendwie mit vollem Kühlschrank zu leben. 

(Heiterkeit von Dr. Gregor Kaiser [GRÜNE]) 

– Er lebt noch. Ich will mich darüber aber gar nicht so sehr lustig machen. Sie können 
also zu den Drohnen noch keine Zahlen präsentieren, weil die noch fliegen. Haben Sie 
auch in Betracht gezogen, Bilder aus den Wildkameras zu erfassen, um dadurch einen 
Eindruck von der Population im Kerngebiet zu gewinnen? 

Wie viele Jäger sind gerade im Kerngebiet Olpe unterwegs? Was berichten diese von 
Abschusszahlen? Sie sprachen soeben sehr viel über die Motivation der Jagenden 
bzw. darüber, wie man diese nach vorne bringen kann. Könnten Sie uns einen Abriss 
darüber geben, von wie vielen Jägern Sie sprechen? Sie müssen doch wissen, wer da 
im Kerngebiet unterwegs ist und wer wann wie was schießt. 

Meine dritte Frage betrifft die Strecke. Ich wiederhole sie wohl in jeder Sitzung und 
jedes Mal wird gesagt: Die haben wir nicht. Sie haben gerade gesagt: Wir müssen uns 
der Realität stellen. – Sie können mir doch nicht erzählen, dass Sie keine Aussagen 
über die Strecke an Schwarzwild machen können, wenn Sie jedes einzelne Stück tes-
ten müssen. Dann haben Sie doch Zahlen der getesteten Individuen bzw. Stücke. Wa-
rum können Sie uns nicht sagen, wie viel dort geschossen oder erlegt wurden bzw. 
wie viel in den einzelnen Zonen wirklich gemacht wurde.  

Dies korreliert möglicherweise mit der Anzahl der Jäger, die dort regelmäßig oder an 
einzelnen Wochenenden in gehäufter Form auftreten und vielleicht auch bei der Drück-
jagd dabei waren. Sie können mir doch nicht erzählen, dass Sie diese Daten nicht 
haben. Ich würde gerne einmal einen Eindruck davon bekommen, ob die Motivation 
der Jäger nicht hoch genug ist.  

Sie können ja sagen, die Jäger seien nicht motiviert genug, oder es gehe nicht, weil 
im Sauerland sibirische Bedingungen herrschen. Ich würde mir jedoch gerne eigene 
Eindrücke anhand der Zahlen verschaffen. Zudem würde ich gern erfahren, ob sich 
die Bejagungskonzepte in den vergangenen Wochen ein bisschen geändert haben.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Ich sammle auch jetzt wieder Fragen. – Herr Dr. Wille. 
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Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine Frage bezieht sich eher auf den ornithologischen 
Teil der Vorlage und nicht auf den „porkinoiden“ oder wie immer man das benennen 
will. Ich würde die Frage zurückstellen und gleich, wenn wir das Thema „Schweine“ 
abgeschlossen haben, zu den Vögeln kommen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Dann machen wir das später. – Dietmar Brockes, bitte.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Hülsenbusch, in der Tat war das nicht sehr befriedi-
gend, wie Kollegin Kahle-Hausmann bereits ausgeführt hat. Entweder gibt es Zahlen, 
wovon ich ausgehe – dann wäre es wichtig, dass wir diese auch erhalten –, oder es 
ist ein Stochern im Nebel. Wie kann man von intensiver Bejagung sprechen, wenn 
man gar nicht weiß, wie groß der Bestand ist? Das beißt sich leider. 

Zu den Witterungsverhältnissen. Zu meiner Ehrenrettung: Ich bin als Niederrheiner 
vorletztes Wochenende im Sauerland gewesen.  

(Beifall von Jochen Ritter [CDU]) 

– Ja, ich komme auch noch mal wieder, Jochen. Ja, es ist kalt. aber wir haben dort 
einen Widerspruch: Es ist nicht angenehm für die Jäger, jetzt auf Jagd zu gehen. Zu-
dem ist es nicht wirtschaftlich, weil alle Truhen wie gesagt voll sind. Man muss dort 
jagen, um den Bestand runterzukriegen, aber der Anreiz ist nicht gegeben. Auf der 
anderen Seite werden diejenigen, die berufsmäßig dafür eingesetzt werden könnten, 
bisher nicht eingesetzt. Herr Hülsenbusch und Herr Staatssekretär, ich sehe im Mo-
ment leider nicht, dass hier alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden.  

Herr Hülsenbusch, Sie sagen, wir sollten jetzt nicht an die EU herantreten, was die 
Vermarktung angeht. Ich meine, man kann auch einem EU-Beamten erklären, dass 
man Anreize dafür schaffen muss, die Bejagung intensiv durchzuführen. Daher kann 
man meines Erachtens darauf zugehen. Wir reden hier über gesundes Fleisch, das 
vernichtet wird. Wir führen ansonsten an allen Ecken und Enden die Lebensmittelde-
batte, an dieser Stelle scheint es aber ein bisschen egal zu sein. Das kann ich ehrlich 
gesagt nicht nachvollziehen.  

Ich hoffe, dass uns diese ganze Problematik nicht noch stärker auf die Füße fällt. Sie 
sagten, Herr Hülsenbusch, für Sie wäre wichtig, dass das Gebiet sich nicht ausweitet. 
Das ist der eine Punkt. Aber ich möchte auch, dass die Seuche irgendwann bekämpft 
ist. Selbst wenn das in anderen Bundesländern schon anderthalb Jahre dauert, 
möchte ich nicht, dass wir hier in der nächsten Legislaturperiode noch immer über die 
ASP reden müssen. 

Ich sehe es daher als wichtig an, dass endlich einmal der Bestand festgestellt wird und 
wir diesen massiv runterfahren, um der ASP Einhalt zu gebieten. Es ist meine große 
Sorge, dass wir, wenn wir in andere Jahreszeiten kommen und der Sommertourismus 
zum Beispiel im Sauerland wieder hochläuft, dort mit noch viel massiveren Maßnah-
men eingreifen müssen. Dies gilt es meines Erachtens zu verhindern. 
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Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Gregor Kaiser, bezieht sich die Frage darauf oder ist 
sie auch ornithologisch? 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Nee, in diesem Bereich habe ich nicht so viel Kompe-
tenz wie der Kollege Dr. Wille. Deswegen halte ich mich diesbezüglich zurück und 
bleibe bei den Wildschweinen. Ich hätte noch einmal eine kleine Nachfrage zu dem, 
was Sie soeben bezüglich der EU gesagt haben, Herr Hülsenbusch. Sie haben dar-
über gesprochen, dass dieser der Wunsch, Wildschweine bzw. deren Fleisch über den 
Restriktionsbereich hinaus in den Handel zu geben, nicht zu vermitteln sei. Darum geht 
es mir aber auch gar nicht.  

Im Moment darf das Fleisch in der Sperrzone II meines Wissens in den Haushalten 
der Jäger verzehrt werden. Es würde den Jägerinnen und Jägern schon einen wesent-
lich größeren Spielraum ermöglichen, wenn es darüber hinaus eine kleinere Erleichte-
rung im Hinblick auf – sagen wir mal – zum Beispiel die Kommune gäbe, also ohne 
dort über den Restriktionsbereich hinauszugehen und in irgendeiner Art und Weise 
EU-Recht zu verletzen. Kann man nicht deutlich machen, dass das hilfreich wäre, um 
die Bejagung fortzusetzen und zu intensivieren? 

Ich habe aber eine ganz andere Frage, die ich in der ersten Runde vergessen habe. 
In der Jägerschaft im Kreis Olpe wird auch diskutiert, dass Wildschweine infiziert ge-
wesen, mittlerweile immun geworden, aber weiterhin Virusträger seien. Ist da etwas 
dran? Haben Sie dazu Erkenntnisse, oder ist das eines der vielen Gerüchte, die rund 
um die ASP im Raum stehen?  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Bei dem Wort „Gerüchte“ wurde schon genickt. – Dann 
gebe ich Ihnen noch einmal das Wort, Herr Hülsenbusch. Bitte sehr.  

MDgt Michael Hülsenbusch (MLV): Ja, sehr gerne. – Die Bewertung „mäßig“ gefällt 
mir natürlich gar nicht, aber ich versuche das jetzt einmal ein bisschen auszumerzen. 
Ich fange mit den Vermarktungsmöglichkeiten an. Herr Brockes, wir gehen nicht zur 
EU. Wir wissen, dass das dort Irritationen auslöst, und zwar aufgrund der Erfahrung 
anderer Bundesländer, die darüber berichten, Ähnliches versucht zu haben. Sie müs-
sen uns bitte glauben, dass das nicht produktiv wäre.  

Was die Vermarktungsmöglichkeiten angeht, gibt es die Möglichkeit des privaten häus-
lichen Verbrauchs, aber das ist nicht relevant. Zudem gibt es – auch das ist EU-recht-
lich geregelt – die Möglichkeit, das Fleisch in einem benannten Betrieb zu verarbeiten. 
Es wird dann mit einem Kreuzinnenstempel vermarktbar.  

Verarbeiten heißt, dass man Brühwurst oder Dosenfleisch oder so etwas daraus 
macht, aber auch dafür gibt es keine Nachfrage. Das haben wir schon einmal geprüft. 
Das Fleisch will einfach niemand, der Einzelhandel sowieso nicht. In der Region ist der 
Absatz für Dosenfleisch oder Brühwurst aus Wildschweinen, die im ASP-Gebiet erlegt 
worden sind, wohl recht schwierig.  
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Herr Brockes, Sie haben gesagt, in der nächsten Legislaturperiode wollten Sie mit dem 
Thema nichts mehr zu tun haben.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Sie werden aber auch dann noch etwas damit zu tun haben, denn wir werden die ASP 
in Olpe in der nächsten Legislatur, die im Mai kommenden Jahres beginnt, noch nicht 
getilgt haben. Wissen Sie, woran das liegt? Wir befinden uns jetzt in einer allerersten 
Phase der Bekämpfung. Andere Länder zeigen uns, dass man einen langen Atem ha-
ben muss.  

Wenn wir dieses Gebiet dann weitgehend wildschweinfrei haben, müssen noch wei-
tere zwölf Monate vergehen, bis die EU uns den Status „ASP-frei“ verleiht. An diesen 
Zeitachsen sehen Sie, dass wir gar nicht auf kurzfristige Erfolge hoffen können, sondern 
einen äußerst langen Atem brauchen, um die ASP aus diesem Gebiet zu vertreiben. 

Deswegen – wenn ich das sagen darf – interessieren uns die Strecken in diesem Ge-
biet im Moment auch überhaupt noch gar nicht.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Ja, aber mich!) 

– Ja, das mag sein, wir können die Zahlen bei den Kommunen besorgen, aber uns 
interessiert im Moment, dass wir es schaffen, dieses Gebiet abzuschotten, damit sich 
die ASP nicht weiter verbreitet. Dabei erleiden wir immer wieder Rückschläge. Denn 
wir hatten, wie Sie dem Bericht entnehmen können, zum Jahreswechsel zwei Funde 
außerhalb des Zaunes – Gott sei Dank nicht 20 Kilometer außerhalb des Zaunes, son-
dern in überschaubaren Abständen. In solchen Fällen wird sofort nachgezäunt. In die-
ser Zeit ist aber die Gefahr, dass in diesem Fundgebiet noch Weiteres ist, sehr groß. 

Die Kräfte werden darauf konzentriert, mit Suchhunden und allen möglichen Instru-
menten zu gucken, ob es noch mehr gibt. Wir haben, Gott sei Dank, keine weiteren 
Kadaver gefunden. Es wurde eine zusätzliche 30 km lange Zäunung um diese Aus-
büchsfunde über den Zaun hinaus gezogen. In dieser Phase kann man keine Drück-
jagd machen, sondern es ist wieder Jagdruhe vorgesehen.  

Wir sind im Moment dabei, in die Phase einer verstärkten Bejagung einzutreten. Im 
Moment wird das in aller Ruhe mit Fallen, mit Drohnen und in Einzelansitz gemacht, 
so wie es eben geht. Wir können im Moment noch nicht so richtig loslegen, werden 
dies aber im Laufe dieses Jahres tun.  

Geben Sie uns bitte die Zeit dafür, das gut vorzubereiten. Die gute Vorbereitung be-
steht darin, erst einmal eine Bestandsaufnahme zu machen, und darin, dass die Kom-
munen, die für die Bejagung in erster Linie zuständig sind, im Rahmen ihrer Möglich-
keiten Bejagungskonzepte in den Gebieten mit den Jagdausübungsberechtigten vor 
Ort umsetzen. 

Das ist im Moment die Philosophie. Wir sind also in einer frühen Phase der Bekämp-
fung der ASP. Wir kommen der Phase der intensiven Bejagung näher. So möchte ich 
es einmal vorsichtig und defensiv formulieren. Ob Sie jetzt ein Schwein mehr oder 
weniger geschossen haben, ist für die Gesamtstrategie der ASP-Bekämpfung über-
haupt nicht relevant, nicht in diesem Moment. Habe ich noch etwas vergessen?  
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(Dr. Gregor Kaiser [GRÜNE]: Die Immunität!) 

– Genau, die serologische Geschichte, dass also Wildschweine positiv sind, aber noch 
leben, ist ein Mysterium, das nur ein Veterinär beantworten kann. Deswegen würde 
ich, wenn Sie erlauben, Frau Vorsitzende, Herrn Dr. Harlizius zu dieser Frage das Wort 
überlassen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Herr Dr. Harlizius, bitte sehr.  

RB’r Dr. Jürgen Harlizius (MLV): Danke. – Frau Dr. Peill! Sehr geehrte Abgeordnete! 
Genau das hatten wir: zwei Frischlinge. Seit Juli lassen wir alle Tiere in der Sperrzone II 
nicht nur virologisch, sondern auch serologisch untersuchen, also auf Antikörper bzw. 
Abwehrstoffe gegen das Schweinepestvirus. Zwei lebend erlegte Frischlinge waren 
serologisch positiv.  

Es waren aber keine protektiven, schützenden Antikörper. Das heißt: Sie hatten wahr-
scheinlich über ihre Muttersau Kontakt mit dem Virus, und das Abwehrsystem hat zu 
arbeiten begonnen. Ob sie es geschafft hätten, können wir nicht mehr sagen, weil die 
Schweine jetzt tot sind. 99,9 % der Schweine verenden an dem Schweinepestvirus. 

Es gab erste serologische Reaktionen und zwei davon außerhalb des Kerngebietes. 
Diese waren aber falsch positiv. Es kann nämlich auch Fehlreaktionen geben. Das 
lassen wir dann immer vom FLI überprüfen. Wir sind dran. Sobald sich etwas tut, 
schreiben wir es in den Bericht.  

(Ministerin Silke Gorißen [MLV] betritt den Saal.) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Vielen Dank, Herr Dr. Harlizius. Wir kommen zur drit-
ten und damit – würde ich sagen – auch letzten Runde. Frau Kahle-Hausmann. – 
Volkhard, würdest du dann anschließend sprechen? 

(Dr. Volkhard Wille [GRÜNE] signalisiert Einverständnis.) 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Entschuldigung, 
dass ich noch einmal reingehen muss. Herr Hülsenbusch, Sie sagen, die Strecke in-
teressiert uns nicht. Ob ein Schwein mehr oder...  

(MDgt Michael Hülsenbusch [MLV]: Moment mal!) 

– Jetzt lassen Sie mich einmal. Sie haben gerade sehr lange Zeit und mit sehr blumi-
gen Worten erklärt, warum Sie keine Zahlen liefern können. Ich möchte jetzt von Ihnen 
ein Ja oder ein Nein hören. Liegen Ihnen die Zahlen für die Strecke des Schwarzwildes 
vor? Liegen Ihnen die Zahlen der Jäger, die im Kerngebiet ansitzen, vor? Wir diskutie-
ren seit einem halben Jahr über das Ziel, das Kerngebiet schwarzwildfrei oder 
schwarzwildreduziert zu bekommen. Dann müssen Sie doch Zahlen über Strecke und 
über jagdliche Aktivitäten haben.  
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Ich möchte von Ihnen jetzt einfach hören: Haben Sie die Zahlen und wollen Sie uns 
diese nicht berichten? Oder haben Sie die Zahlen nicht? Dann möchte ich aber, dass 
dieses Nichtwissen tatsächlich auch stimmt. Wenn ich im Nachhinein herausbekom-
me, dass Ihnen die Zahlen vorliegen, dann weiß ich zwar noch nicht, was ich tue, aber 
ich werde etwas tun.  

(Zuruf von der CDU: Ho! Ho! Ho!) 

– Nee, das ist jetzt nicht als Drohung gemeint, aber ich will mich hier als Parlamenta-
rierin auch nicht vereimern lassen. Ich habe Sie klar nach Zahlen zu der Strecke und 
zu den Jägern gefragt. Haben Sie die Zahlen? Ja oder nein?  

(Beifall von der FDP) 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Zu dem vogelkundlichen Teil, der Geflügelpest. Viel-
leicht schicke ich vorweg: Man kann eine Situation nur richtig therapieren, wenn die 
Diagnose stimmt. Kollege Rüße hat schon in einer der vorangehenden Sitzungen auf 
ein paar Unstimmigkeiten in der Gesamtsituation hingewiesen, was das Auftreten der 
Geflügelpest angeht. So sind etwa große Haltungen im Vergleich zu kleinen überpro-
portional häufig betroffen. Es gibt aber auch noch ein paar andere.  

Wenn man sich den Bericht durchliest, bekommt man das Gefühl, dass – ich selbst 
komme aus dem Kreis Kleve und kenne die Putenhaltungen dort ganz gut – die Hal-
tungen mindestens einmal komplett durchgeseucht sind und es vielleicht auch schon 
Zweit- und Drittfälle gibt, in denen also derselbe Betrieb zum wiederholten Mal betrof-
fen ist. Gibt es Fälle von Zweit- und Drittinfektionen?  

Weiter hinten im Bericht steht „hauptsächlich Wildgänse“. Das ist mein Spezialthema, 
weil ich selbst einmal daran gearbeitet habe. Ich frage mich, warum das nicht artgenau 
aufgelistet wird. Es gibt nämlich einen großen Unterschied, ob das arktische Wild-
gänse sind, die vielleicht weit geflogen sind, oder es sich wie meistens hier – wir alle 
kennen die – um Kanadagänse, Nilgänse, Graugänse handelt, die sich quasi das 
ganze Jahr über in Parkgewässern oder stadtnah, siedlungsnah aufhalten. Es hat eine 
andere Relevanz, wenn die betroffen sind, weil sie standorttreu sind. 

Man kann wie gesagt nur richtig diagnostizieren, wenn man das artscharf macht. Ich 
frage mich, warum das nicht geschieht, denn in jeder unteren Naturschutzbehörde sind 
Biologen, die das könnten. Ich würde dringend anregen, dass das passiert, weil ich es 
für eine sachgerechte Diagnose für absolut notwendig halte, dass man da differenziert.  

Mir wurde wiederholt, auch von Menschen, die in dem Bereich, bei Veterinärämtern, 
arbeiten, noch einmal bestätigt, dass es zwar immer die Vermutung gibt, dass es von 
Wildvögeln kommt, aber der Beweis fehlt. Auch ein Institut des Bundes – ich weiß nicht 
mehr, welches es war – hat in der Fachzeitschrift top agrar erwähnt, dass im Herbst, 
bei Kranichen ein großes Sterben aufgetreten ist, es aber keinen Beleg dafür gibt, dass 
Kraniche Geflügelbestände infiziert haben.  

Man kann sich das praktisch überlegen: Wie soll denn das, was ein Kranich, der am 
Himmel fliegt, fallen lässt, in den Putenstall hineinkommen? Er muss schon ziemlich 
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Schwung nehmen, um seitwärts in ein Fenster reinzukommen. Die umgekehrte Vor-
stellung, dass nämlich ein Kranich auf dem abgeernteten Maisacker Nahrung auf-
nimmt, auf den auch Geflügelmist und Gülle aufgetragen wurde, wodurch die Infektion 
andersherum stattgefunden hat, ist eigentlich sehr plausibel.  

Ich komme noch einmal auf den Anfang meiner Ausführungen zurück, um das einfach 
einmal aufzuklären. Erst wenn wir richtig diagnostizieren, können wir auch die richtige 
Therapie machen, deshalb stelle ich die Frage nach den Zweit- und Drittinfektionen 
und der Datenerfassung, die artspezifisch erfolge sollte. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur Beantwortung, aber erst einmal: Herz-
lich Willkommen, Frau Ministerin, und schon hast du das Wort. Bitte sehr. 

Ministerin Silke Gorißen (MLV): Ganz herzlichen Dank. Ich habe nur die letzten Fra-
gen mitbekommen. Bezüglich der Zahlen würde ich gleich einmal bitten, an den Abtei-
lungsleiter Daniel Hartmann abzugeben, weil er die Jagdabteilung leitet. Eventuell liegt 
ihm die Gesamtzahl dazu vor, wie viel Wildschweine in den Gebieten erlegt worden sind.  

Zu der Frage bezüglich der Infektionsquellen. Wer ist Henne, und wer ist Ei? Ich fasse 
das einmal zusammen. Wir haben mitgekriegt, dass in den vergangenen Wochen und 
Monaten vom NABU, glaube ich, – zumindest habe ich das in Social Media gelesen – 
erklärt wurde, dass die sogenannte Massentierhaltung Ursache der Infektion wäre. 
Dazu würde ich gleich an Herrn Dr. Harlizius übergeben lassen.  

Vielleicht nur kurz dazu: Wir sehen natürlich, dass die Welle der Vogelgrippe immer 
mit dem Wildvogelzug kommt. Wir sehen auch, wie sie verläuft.  

(Kopfschütteln von Dr. Volkhard Wille [GRÜNE]) 

– Lieber Herr Abgeordneter Wille, da können Sie mit dem Kopf schütteln, wie Sie wol-
len, aber es kommt bei uns eher nicht im Frühjahr oder im Sommer auf, sondern im 
Herbst. Wenn die großen Gänsepopulationen kommen – aus dem Kreis Kleve kennen 
wir das sehr gut –, dann kommt auch die Vogelgrippe.  

Die Vogelgrippe ist im Moment im Kreis Kleve sehr stark in den entsprechenden Be-
ständen vertreten. Wie das im Einzelnen erfolgt, ob das über die Luft übertragen wird 
bzw. eine sehr schnelle Weitergabe dieses Virus innerhalb der Ställe stattfindet, kann 
Herr Dr. Harlizius fachlich ausführen.  

Ich möchte nur noch einmal anmerken: Die Tiere stehen in den Ställen sehr eng bei-
einander. Die Infektion greift dann sehr schnell durch und wird weitergeleitet. Das ist 
genauso, als wenn jetzt Oliver Krischer eine schwere Erkältung hätte. Dann wäre ich 
besser geschützt, wenn ich nicht ganz eng neben ihm sitze. Deshalb haben wir in der 
Freilandhaltung weniger Effekte. Und deswegen setze ich hier jemanden dazwischen, 
der es auffangen müsste.  

(Heiterkeit von der CDU, der SPD, den GRÜNEN und der FDP) 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 18 - APr 18/1145 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  04.02.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
76. Sitzung (öffentlich) vk 

Entschuldigung Oliver, ich missbrauche dich hier gerade als Beispiel. Das ist aber nicht 
persönlich gemeint. 

(Minister Oliver Krischer [MUNV] winkt ab.) 

Frau Kahle-Hausmann, einigen wir uns darauf, diesen Teil zu streichen? 

(Dietmar Brockes [FDP]: Kommt darauf an, wie die Geschichte weiter-
geht!) 

– Es ist aber auch nur ein Beispiel, Minister Oliver Krischer ist geimpft. Wir vergalop-
pieren uns wohl gerade. Ich würde das Wort jetzt an Herrn Hartmann bzw. Herrn Dr. 
Harlizius abgeben.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Herr Hartmann, Sie haben das Wort. 

MDgt Daniel Hartmann (MLV): Sehr geehrte Frau Abgeordnete Kahle-Hausmann, ich 
will die aktuellen Jagdzahlen gerne einmal nennen, soweit sie mir vorliegen. Aktuell 
haben wir für Nordrhein-Westfalen insgesamt einen untersuchten Bestand von 35.411 
geschossenen Wildschweinen. Das Jagdjahr ist aber noch nicht zu Ende. Insofern ist 
das jetzt noch nicht die Gesamtjagdstrecke für das noch laufende Jagdjahr – klar –, 
sondern aktuell nur ein Zwischenstand.  

Im Hochsauerlandkreis haben wir aktuell 5.134 geschossene Wildschweine, im Kreis 
Olpe 1.816 und im Kreis Siegen-Wittgenstein 2.934. Das ist der aktuelle Stand, der mir 
dazu vorliegt. Insgesamt wurden bisher knapp 9.900 Wildschweine geschossen. Zum 
Vergleich: Im vorhergehenden Jagdjahr lag die Strecke in den drei genannten Kreisen 
insgesamt bei 10.500. Wir sind also schon jetzt in etwa dort, wo wir im Vorjahr bei der 
Jagdstrecke waren, und das Jagdjahr ist noch nicht zu Ende.  

Vielleicht noch die Zahl der geschossenen Wildschweine aus dem vergangenen Jagd-
jahr – die Zahl steht ja fest –: es wurden insgesamt 40.088 Wildschweine erlegt. Da-
runter ist jedoch auch Fallwild aufgeführt. Das vielleicht von meiner Seite erstmal zu 
den aktuellen Zahlen: Wir liegen in der Strecke in etwa da, wo wir im vergangenen 
Jahr auch lagen.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV): Vielen Dank für die Zahlen. Ganz kurz: Bei der Jagd-
strecke liegen wir in etwa gleichauf wie in dem Jagdjahr davor. Dabei muss man ein-
berechnen, dass wir eine ganze Zeit lang Jagdruhe hatten, als die Zäune gezogen 
wurden. Das heißt: Uns fehlen Monate, in denen man ansonsten auch gejagt hätte.  

Es findet dort Jagd statt. Man muss jedoch diese Monate im Hinterkopf haben, ohne 
die wir schon bei mehr wären als in dem Jagdjahr zuvor. Ich hoffe, dass die Situation 
im Sauerland besser wird. Ich bin in Kürze noch einmal dort und werde auch mit den 
Jagdausübungsberechtigten sprechen, weil wir dringend Jägerinnen und Jäger vor Ort 
brauchen, die mitziehen. Das ist im Moment kein schönes Geschäft, weil es – Sie sind 
selbst Jägerin, Frau Kahle-Hausmann – keine Jagd im eigentlichen Sinne ist, sondern 
wir uns in einer Seuchenbekämpfung befinden.  
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Ich werde aber auch noch einmal mit den Jagdausübungsberechtigten sprechen, um 
sie zu motivieren und ihnen zu sagen: Wir brauchen Sie jetzt wirklich alle. Je schneller 
wir dort vorankommen, umso schneller haben wir die Situation auch tatsächlich im Griff 
und erledigt, aber ich brauche Leute, die dort mitziehen. Je verhaltener das ist, desto 
länger dauert es. Damit ist überhaupt niemandem gedient. Alle Jagdausübungsbe-
rechtigten werden wohl auch froh und glücklich sein, wenn sie irgendwann wieder sa-
gen können: Wir können hier wieder ganz normal jagen. 

Das ist im Moment die Situation. Wir hatten auch die Wetterkapriolen mit einem sehr 
strengen Winter und viel Schneefall, was sich jetzt wieder beruhigt hat – nur damit Sie 
das bedenken, wenn Sie die Zahlen vergleichen.  

RB’r Dr. Jürgen Harlizius (MLV): Zu der HPAI, also zur Geflügelpest. Ich fange ein-
mal vorne an. Eine Durchseuchung haben wir nicht erlebt. Wir sprechen von einer 
Durchseuchung, wenn wir den Bestand nicht töten und am Ende sehen, wie viele Tiere 
verendet sind und wie viele Antikörper haben. Das können wir nicht sagen. Alle Be-
triebe wurden geräumt. 

Eine wiederholte Infektion eines geräumten Bestandes hat es nicht gegeben. Ich kann 
aber nicht ausschließen, dass zwei Betriebe ein und desselben Besitzers an verschie-
denen Standorten infiziert waren. Das müsste ich noch einmal genauer nachsehen. 
Das könnte es gegeben haben.  

Zu dem Infektionseintrag. Die Stellungnahme des Friedrich-Loeffler-Instituts dazu – 
sie auch online verfügbar – ist eigentlich sehr eindeutig. Es hängt mit dem Vogelzug 
zusammen. Wie ist es zu erklären? Gerade am Niederrhein haben wir eine große 
Menge von Vögeln, die auch infiziert sind. Infizierte Tiere scheiden einfach sehr viel 
Virus aus, das dann nicht nur über Körpersekrete oder den Kot, sondern eben auch 
über die Luft verfrachtet wird.  

Das ist das Dilemma bei der Putenhaltung. In Ställe mit Außenlüftung bzw. Louisiana-
Ställe wird das Virus über die Luft verfrachtet. Die andere Möglichkeit ist immer man-
gelnde Biosicherheit. Die Wege sind voll mit Geflügelkot. Dieser kann, wenn kein ver-
nünftiger Kleiderwechsel stattgefunden hat, in die Betriebe eingetragen werden.  

Zur Aufschlüsselung der Infektionen nach den verschiedenen Gänsearten. Das könn-
ten wir machen, weil diese Tiere in staatlichen Veterinäruntersuchungsämtern seziert 
werden. In der Regel ist die Gänseart dort aufgeführt. Ich bin mir nicht sicher, ob bei 
jeder Gans, weil die Kolleginnen und Kollegen vor Ort die einzelnen Arten möglicher-
weise nicht immer sicher unterscheiden können. In den Berichten steht das meines 
Wissens. Es wäre eine mühevolle Arbeit, das auszuwerten, aber wir könnten gegebe-
nenfalls nachliefern, welche Daten uns zu den Sektionen vorliegen.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Danke Herr Dr. Harlizius. Dann schließe ich diesen 
Tagesordnungspunkt.  
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2 Zweites Gesetz zur Änderung des Landesfischereigesetzes  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/17413  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 28.01.2026) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill informiert über den Vorschlag der Obleute, eine schrift-
liche Anhörung durchzuführen, bei der bis zum 13. Februar 2026 pro Fraktion je zwei 
Sachverständige benannt werden können. Es solle noch eine Extrafrage hinzukommen.  

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen.
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3 Kreislaufwirtschaft in NRW voranbringen  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/11604  

Ausschussprotokoll 18/1106 (Anhörung vom 08.12.2025)  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 04.12.2024) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill teilt mit, heute sollten die Auswertung der Anhörung 
und die abschließende Beratung stattfinden.  

Ralf Stoltze (SPD) betont, er halte die Kreislaufwirtschaftsstrategie für wichtig, weil 
der Wandel von der linearen Wirtschaft zu einer Kreislaufwirtschaft eine Chance biete, 
gute Arbeitsplätze zu schaffen und zur Erreichung der Klimaziele beizutragen. Außer-
dem könne das Wirtschaftswachstum vom Ressourcenverbrauch entkoppelt werden, 
was in aller Interesse sein dürfte. Insbesondere der Bausektor berge großes Potenzial, 
um Primärrohstoffe durch Rezyklate zu ersetzen.  

Schwarz-Grün habe im Koalitionsvertrag eine umfangreiche Kreislaufwirtschaftsstra-
tegie versprochen, die leider immer noch nicht vorliege. Selbst die EU bewege sich 
diesbezüglich schneller und habe den Wechsel weg vom Recycling und von der Be-
seitigung von Abfällen hin zur Vermeidung und Wiederverwendung von Stoffen bereits 
beschlossen.  

Es müsse das Ziel sein, die Kommunen mit einem Instrumentenkasten dazu zu befä-
higen und dabei zu unterstützen, Kreislaufwirtschaftsstrategien zu realisieren. Daher 
sei die Erarbeitung eines Maßnahmen- und Förderprogramms zur Umsetzung des 
Kreislaufwirtschaftsprinzips auf kommunaler Ebene ein zentraler Punkt.  

Die Kommunen sollten bei der Erstellung von kommunalen und regionalen Kreislauf-
wirtschaftsplanungen analog zum Vorgehen bei der Wärmeplanung unterstützt wer-
den. Die Sachverständigen hätten die im Antrag genannten Ziele und Maßnahmen 
positiv bewertet, forderten jedoch teilweise sogar noch strengere und ambitioniertere 
Maßnahmen.  

Dr. Christian Untrieser (CDU) stimmt der Einschätzung des Themas „Kreislaufwirt-
schaft“ als Megatrend zu. Es bestehe Einigkeit über das Ziel, von einer linearen mög-
lichst zu einer zirkularen Wirtschaft zu kommen. Dies habe große Vorteile für den Um-
weltschutz, die wirtschaftliche Entwicklung sowie Arbeitsplätze. Aus diesem Grund 
habe Schwarz-Grün in den Koalitionsvertrag 2022 zu Recht das Ziel geschrieben, die 
Kreislaufwirtschaft in Nordrhein-Westfalen stärken zu wollen.  
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NRW habe sich längst auf den Weg gemacht. Sein Vorredner habe die im Internet 
auffindbaren Informationen zu dem Thema offenbar nicht wahrgenommen. Es lägen 
nämlich schon Eckpunkte vor. Zurzeit laufe bis Mitte Februar 2026 ein umfangreiches 
Verfahren zur Beteiligung von Verbänden, Kommunen und weiteren interessierten 
Dritten. Die Kreislaufwirtschaftsstrategie der Landesregierung solle in den kommen-
den Monaten veröffentlicht werden. Sicherlich werde sie auch vieles enthalten, was 
die übrigen Fraktionen begrüßten. Insofern bitte er noch um etwas Geduld.  

In dem Antrag würden viele verschiedene Dinge durcheinander geworfen. Das darin 
angesprochene Thema „Littering“ bzw. „Vermüllung des öffentlichen Raums“ sei allen 
ein Ärgernis und müsse bekämpft werden, habe mit Kreislaufwirtschaft jedoch wenig 
zu tun. Er halte es für fraglich, ob jemand, der zum Beispiel einen Pizzakarton in den 
öffentlichen Raum werfe, sich dadurch davon abhalten lasse, dass verschiedene Con-
tainer bereitstünden und man von ihm zusätzlich verlangte, den Müll zu trennen.  

Dagegen fördere Schwarz-Grün wichtige Maßnahmen wie das Vorzeigeprojekt Cir-
cular Valley oder die CircularCities.NRW finanziell. LyondellBasell werde in Wesseling 
eine sehr große Anlage für chemisches Recycling eröffnen, die eine Vorreiterrolle in 
Europa einnehmen werde. Es gehe also in vielen Bereichen der Kreislaufwirtschaft 
voran, auch wenn das Ziel noch nicht erreicht sei. Daher warte seine Fraktion gespannt 
auf die Kreislaufwirtschaftsstrategie der Landesregierung.  

Auch Dietmar Brockes (FDP) bestätigt, es bestehe Einigkeit in dem Ziel, die Kreis-
laufwirtschaft zu stärken und weiterzuentwickeln. Daher begrüße seine Fraktion den 
Antrag und die Anhörung. In dem Antrag würden zahlreiche wichtige Themen ange-
sprochen, und er sende das richtige Signal. In einigen Punkten beziehe er sich jedoch 
nicht auf das eigentlich Notwendige.  

Der Antrag hebe stark auf die Regulatorik und zusätzliche Steuern ab. Er halte es 
jedoch für wichtig, stärker am Abbau von Umsetzungshemmnissen wie der Bürokratie 
zu arbeiten, die Unternehmen in der Praxis sehr stark belasteten. Zudem sei Techno-
logieoffenheit wichtig, weil innovative, neue Recyclingverfahren gebraucht würden.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE) merkt an, der Antrag greife ein wichtiges Thema auf. Es 
fehlten jedoch weitere wichtige inhaltliche Aspekte wie die Abfallvermeidung, die Kreis-
laufwirtschaft am Arbeitsplatz, die notwendige Qualifizierung, Weiterbildung oder Um-
schulung von Arbeitskräften sowie die Umstellung von Konsummustern auf langlebige, 
reparable Produkte und Leihangebote. Es gelte zudem nicht nur, die öffentliche Hand, 
sondern auch die Unternehmen und eine erweiterte Herstellerverantwortung in den Blick 
zu nehmen.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der SPD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Frak-
tion ab.
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4 Das immaterielle Kulturerbe Hundesport stärken – Gebrauchshundewesen 
erhalten – kein Verbot der Schutzhundeausbildung wie in Österreich  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/13824  

Ausschussprotokoll 18/1109 (Anhörung vom 12.01.2026)  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 22.05.2026) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill informiert, heute sollten die Auswertung der Anhörung 
und die abschließende Beratung stattfinden.  

Zacharias Schalley (AfD) bedauert, dass die übrigen Fraktionen im Rahmen der An-
hörung nicht über die Folgen des UNESCO-Kulturerbe-Status des Gebrauchshunde-
wesens sowie den gesellschaftlichen, kulturellen und auch den Wert von Gebrauchs-
hunden wie Jagdhunden, Blindenhunden oder Rettungshunden für den Tierschutz hät-
ten sprechen wollen. Sie hätten auch keine Frage zu den Bedarfen des Gebrauchs-
hundewesens oder dazu gestellt, was die Politik aus dem UNESCO-Status ableiten 
oder für das Gebrauchshundewesen tun könnte.  

Stattdessen seien Verbotsfantasien bezüglich der Schutzhundeausbildung offen arti-
kuliert worden. Die Menschen, die sich dem Gebrauchshundewesen widmeten, hätten 
sicherlich mitbekommen, was von den übrigen Fraktionen zu erwarten sei, und würden 
auch das Abstimmungsverhalten registrieren. 

Norwich Rüße (GRÜNE) schickt voraus, er gehöre dem Landtag seit 15 Jahren an, 
habe es bisher jedoch noch nicht erlebt, dass ein Antrag von allen außer einem der 
Sachverständigen derartig auseinandergenommen und vernichtend beurteilt worden 
wäre. Der Antrag gehe danach völlig fehl und differenziere ebenso wie sein Vorredner 
überhaupt nicht zwischen Gebrauchshundesport und der Schutzhundeausbildung. 
Letztere berge für die Bevölkerung sehr wohl ein Gefährdungspotenzial.  

Stephan Wolters (CDU) schließt sich dem Vorredner an und erinnert daran, dass er 
bereits im Plenum auf die fehlende Grundlage für den Antrag hingewiesen habe. Diese 
gebe es weder in Nordrhein-Westfalen noch auf Bundesebene.  

René Schneider (SPD) zeigt sich wenig verwundert darüber, dass sich die AfD-Frak-
tion ein weiteres Mal in eine Opferrolle hineinfantasiere. Tatsächlich habe sich die An-
hörung als ein Fiasko für die Antragstellerin erwiesen, weil ausschließlich Argumente 
für ein Verbot der Schutzhundeausbildung geäußert worden seien.  
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Dietmar Brockes (FDP) zufolge suggeriert der Antrag in der Überschrift etwas ande-
res als das, was der Text hergebe. Dies sei auch in der Anhörung deutlich geworden. 
Die FDP-Fraktion stehe wie wohl die meisten Ausschussmitglieder klar zum Hunde-
sport, zum Ehrenamt und zum Vereinsleben sowie auch zum Gebrauchshundewesen 
insgesamt.  

In dem Antrag würden bewusst unproblematische Hundesportarten mit hochrisikobe-
hafteter Schutz- und Beißarbeit vermischt. Es würden zudem bewusst falsche Schluss-
folgerungen gezogen. Statt gezielt zwischen Hundesportarten zu unterscheiden, ver-
teidige die AfD-Fraktion darin pauschal die Schutzhundeausbildung. Dabei hätten die 
Sachverständigen die Bedeutung der Trennung zwischen ungefährlichen Sportarten 
und Hochrisikotraining betont.  

Zacharias Schalley (AfD) entgegnet, in der vorhergehenden Sitzung habe sein Vor-
redner noch vehement das Recht von Privatleuten verteidigt, Gifttiere zu halten, rede 
nun aber einem Verbot einer vermeintlich gefährlichen Hundeausbildung das Wort. 
Dafür brauche es die FDP nicht, dies erledigten andere Fraktionen auch ohne sie.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion ab. 
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5 Den vorsorgenden Hochwasserschutz in NRW stärken – technischen und 
ökologischen Hochwasserschutz sinnvoll verzahnen  

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 18/16922  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume –
federführend – sowie an den Ausschuss für Heimat und Kommu-
nales am 18.12.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, den Antrag in der kommenden 
Sitzung am 11.03.2026 erneut aufzurufen und abschließend 
zu beraten. 
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6 Strich drunter: Wie viel Fördergeld ist 2025 bei den Tierheimen in Nord-
rhein-Westfalen angekommen? (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD 
[siehe Anlage 1])

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4792  

René Schneider (SPD) verweist auf die nach Darstellung des Ministeriums im Haus-
halt 2025 zur Verfügung gestellten Kassenmittel in Höhe von 469.800 Euro für die 
Tierheimförderung, von denen nur etwa 360.000 Euro ausgezahlt worden seien. Er 
würde gern erfahren, warum die übrigen 100.000 Euro liegengeblieben seien, obwohl 
das Geld den Rückmeldungen der Tierheime zufolge sehr wohl für Investitionen ge-
braucht werde. Er gehe davon aus, dass der Landtag es als Haushaltsgesetzgeber gern 
sähe, wenn das zur Verfügung gestellte Geld abgerufen und verausgabt würde.  

Auch die ohnehin spärlichen 200.000 Euro an Mitteln für die Katzenkastration seien zu 
keinem Zeitpunkt komplett abgeflossen, obwohl der Bedarf bestehe, zumal es in dem 
Bericht heiße, die Fördermittel seien in den jeweiligen Jahren bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt vollständig beantragt und damit zunächst ausgeschöpft gewesen. Der 
Wunsch, die Gelder abzurufen, habe also bestanden. Er würde gern erfahren, wann 
dieser Zeitpunkt in der Vergangenheit jeweils erreicht worden sei und wieso die Gelder 
am Ende nicht abgeflossen seien.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) erläutert, der Abruf von Fördermitteln bzw. die Mittei-
lung, dass diese gebraucht würden, erfolge häufig sehr früh. Dadurch entstehe der Ein-
druck, die Summe werde komplett ausgeschöpft und die Gelder flössen auch vollständig 
ab. Nicht alle eingereichten Anträge würden jedoch bewilligt und nicht alle beantragten 
und bewilligten Mittel von den Antragstellern anschließend auch wirklich eingesetzt.  

Es klaffe manchmal eine Lücke, wenn belegt werden müsse, dass die Mittel für die 
entsprechenden Maßnahmen ausgegeben worden seien. In diesem Falle blieben Gel-
der stehen, bei denen die Landesregierung zuvor davon ausgegangen wäre, dass ei-
gentlich noch mehr hätte abfließen können.  

LMR’in Dr. Sylvia Heesen (MLV) teilt mit, der Abruf der Mittel für die Katzenkastration 
hänge mit dem Geburtszeitraum der Katzenwelpen zusammen. Diese würden im Früh-
jahr und im Herbst geboren. Die Tierschutzvereine, die solche Katzen später einfingen, 
zur Kastration brächten und gegebenenfalls schließlich vermittelten, beantragten für 
ihre Tätigkeit zunächst die maximal mögliche Summe, also jeweils 5.000 Euro von den 
insgesamt 200.000 Euro. Das Ministerium entscheide jährlich über die Zurverfügung-
stellung des Geldes, die Auszahlung erfolge über das LAVE.  

Die Vereine riefen die anteilige Förderung vorab ab, um die Fördergelder in der Hinter-
hand zu haben und die die Förderung übersteigenden Tierarztrechnungen überhaupt 
bezahlen zu können. Die Katzen würden dann geboren, im Laufe des Sommers gefangen 
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und der Kastration zugeführt. Meist stellten sie dann im Laufe eines Sommers fest, 
dass sie es nicht schafften, mit ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit so viele Katzen zu fangen, 
wie sie ursprünglich geplant hätten.  

Es bleibe dann ein Teil dieser anteiligen Förderung übrig und müsse, wenn es dem 
Verwendungszweck „Katzenkastrationskosten“ nicht zugeführt werden könne, am 
Ende der Katzensaison zurückgezahlt werden. Daher flössen die zunächst vollumfäng-
lich abgerufenen Fördermitteln nicht vollständig ab.  

Baumaßnahmen würden aufgrund der Fördergrundsätze des Landes Nordrhein-West-
falen nur anteilig, nämlich zu 80 % und mit maximal 100.000 Euro gefördert. Diese 
Summe reiche je nach Baumaßnahme nicht für sehr viel. 20 % müssten ohnehin als 
Eigenanteil durch den Tierheimträger, also den beantragenden Verein, finanziert werden.  

Ob ein Tierschutzverein als Träger eines Tierheims überhaupt über die Finanzmittel ver-
füge, um eine solche Bauinvestition zu tätigen, hänge vom Spendenaufkommen ab. Die 
meisten Tierheime in Nordrhein-Westfalen seien Mitglieder im Landestierschutzverband 
und auf Spenden angewiesen. In der Regel versuchten sie, meist auch erfolgreich, die 
maximale Fördersumme von 100.000 Euro für die Bauprojekte abzurufen, sobald sie 
den Eigenanteil zusammen hätten. Daher sei es sehr schwer zu kalkulieren, wie viele 
Tierheime im kommenden Jahr planten, Bauinvestitionsmaßnahmen durchzuführen.  

Dies zeige sich auch an den vom Land über die Jahre zur Verfügung gestellten Sum-
men, die sich immer wieder verändert hätten. Die Höhe bemesse sich jeweils an den 
Mittelabflüssen des Vorjahrs und den Erwartungen für das anstehende Jahr. Das Land 
liege immer etwas über dem, was tatsächlich abgerufen werde, weil es letztendlich 
keinen Einfluss darauf habe, welcher Tierheimträger in Nordrhein-Westfalen einen An-
trag stelle und ein Bauprojekt durchführe.  

Für 2026 zum Beispiel lägen dem Landesamt bereits jetzt mehrere Anträge vor. Die 
Landesregierung sei froh darüber, dass das Geld zur Verfügung stehe, um die Anträge 
bearbeiten und Bauprojekte anteilig finanzieren zu können.  

Die Förderrichtlinie laufe derzeit bis 2027. Dann wolle die Landesregierung das Pro-
zedere fachlich evaluieren und prüfen, ob die Förderstrukturen möglicherweise ange-
passt werden müssten, wenn die Richtlinie ab 2028 hoffentlich erneut aufgesetzt 
werde, damit das im Landeshaushalt zur Verfügung gestellte Geld dem Tierschutz und 
den Tierheimen vollumfänglich zugutekomme.  

Bianca Winkelmann (CDU) dankt für den umfangreichen Bericht, der über die Be-
richtsanfrage der FDP-Fraktion hinausgehe, die darum gebeten habe, die Fördergel-
der für 2025 zusammenzurechnen. Die Aufstellung über mehrere Jahre verdeutliche 
die Wichtigkeit der baulichen Förderung für Tierheime, die auch gut angenommen und 
abgerufen werde. Eine Punktlandung werde wohl niemals gelingen, dies halte sie für 
selbstverständlich. Gleiches gelte für die Kastrationszuwendungen. 

Sie erinnere an den schwarz-grünen Antrag „Ein Herz und Heim für Tiere in Nordrhein-
Westfalen: Tierschutz fördern – Tierheime stärken“ Drucksache 18/13163. Darin werde 
mit Blick auf die auslaufende Förderrichtlinie angeregt, künftig nicht nur die baulichen 
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Maßnahmen, sondern beispielsweise auch den administrativen Bereich zu fördern. Sie 
halte dies für einen guten Weg. Damit übernehme das Land Verantwortung und trage 
stark zur Entlastung der Kommunen bei, die ansonsten alles selbst finanzieren müssten.  

Norwich Rüße (GRÜNE) merkt an, die Vertreterin der Landesregierung habe nach-
vollziehbar dargestellt, warum die Mittel nicht komplett abgerufen werden könnten. 
Dennoch lasse sich an den Zahlen ablesen, dass die Mittel zunehmend abgerufen und 
mittlerweile auch weitestgehend ausgeschöpft würden, auch wenn dies perspektivisch 
möglicherweise ausgebaut werden sollte.  

Der von seiner Vorrednerin angesprochene Antrag fordere die Evaluierung und Ver-
einfachung und damit ein Ziel der schwarz-grünen Koalition ein, nämlich den Bürokra-
tieabbau. Die Vereine seien sehr unterschiedlich aufgestellt, viele bräuchten jedoch 
Verbesserungen. Es gelte, die Beantragung der Mittel zu erleichtern, ohne zugleich 
dem Missbrauch der Gelder Tür und Tor zu öffnen.  

Mit Blick auf die Bauförderung bestehe eine ähnliche Problematik wie beim EU-Förder-
programm LEADER. Wo immer Ehrenamtsstrukturen über Investitionen entscheiden 
müssten, könnten die Vorsitzenden der Vereine im Zweifel haftbar gemacht werden. 
Daher sollten sie dabei unterstützt werden, die für diese Aufgabe notwendigen Kennt-
nisse zu erwerben.  

René Schneider (SPD) bestätigt, dass die Tierheime Geld bräuchten. Daher 
schmerze jeder Euro, der aus irgendeinem Grund liegen bleibe. 

Seine Frage, wann die Mittel für die Katzenkastration in einer Förderperiode jeweils 
ausgeschöpft seien, sei noch nicht beantwortet worden. Es werde vermutlich nicht je-
des Jahr derselbe Zeitpunkt sein. Wenn das Windhundprinzip gelte, gehe er jedoch 
davon aus, dass sich alle, die entsprechende Ehrenamtsarbeit leisteten, auf Wieder-
vorlage legten, jeweils 5.000 Euro zu beantragen, und ihre Anträge vermutlich zumin-
dest immer im gleichen Monat stellten.  

Nach 2027 solle evaluiert werden, wie gut die Förderung der Tierheime funktioniere und 
ob etwas geändert werden solle. Sein Vorredner habe Schwierigkeiten bei der Beantra-
gung erwähnt. Die Auslandstierklausel wolle er zwar nicht mehr ins Spiel bringen, eine 
vorsorgende Förderberatung, wie es sie beispielsweise bei der NRW-Stiftung gebe, 
könne jedoch schon jetzt helfen. Wer ein bauliches oder anderes Projekt plane, könnte 
sich dort schon für das Haushaltsjahr 2027 beraten und Tipps geben lassen, was bei 
einer Antragstellung zu beachten wäre, damit es nicht zu Ausfällen komme. 

Über den Daumen gepeilt bleibe etwa ein Viertel der Mittel für die bauliche Förderung 
liegen. Es stehe zu befürchten, dass dies in kommenden Haushaltsberatungen als Recht-
fertigung für Mittelkürzungen herangezogen werde. Daher würde seines Erachtens auch 
eine zwischenzeitliche Evaluation und die oben genannte vorsorgende Förderberatung 
nicht schaden. Es sei schließlich das Ziel aller Fraktionen, die Gelder bereitstellten, dass 
diese auch abgerufen würden. Er bitte die Landesregierung, diesbezüglich mehr als 
Ermöglicherinnen und Ermöglicher aufzutreten.  
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Ministerin Silke Gorißen (MLV) erwidert auf diese Bitte, ihres Erachtens verstehe 
sich die Landesregierung schon jetzt genau so. Wie bereits erklärt werde das Geld 
zwar abgerufen, letztendlich aber nicht für die Förderzwecke verausgabt. Das liege 
jedoch nicht daran, dass die ehrenamtlichen oder auch kommunalen Strukturen daran 
scheiterten, Anträge zu schreiben.  

Das LAVE mache auch ein Beratungsangebot zu diesem Förderprogramm. Interes-
senten könnten sich dort melden und direkt mit den Sachbearbeitern kurzschließen. 
Die Antragstellenden würden nicht allein gelassen, weil auch die Landesregierung um 
die Not der Tierheime wisse und wolle, dass das Geld ankomme.  

Bezüglich der Evaluierung weise sie darauf hin, dass gemeinsam mit der Landestier-
schutzbeauftragten regelmäßig der runde Tisch „Tierheime NRW“ einberufen werde. 
Dort tauschten sich die Akteure zu Verbesserungsbedarfen aus. Die dort gewonnenen 
Informationen würden auch in die Evaluierung einfließen.  

Ehrenamtliche berichteten, sie kämen mit den Förderanträgen und Förderrichtlinien 
ganz gut zurecht. Das Verfahren sei nicht mit dem der LEADER-Förderung vergleich-
bar, für das europäische Vorgaben und Anforderungen gälten.  

Vereine mit Ehrenamtlern seien jedoch tatsächlich sehr unterschiedlich aufgestellt. Wenn 
sich dort etwa ehemalige Steuerberater, Rechtsanwälte oder Beamte im Ruhestand 
engagierten, die sich in ihrem Berufsleben täglich mit Fragen der Antragsstellung be-
fasst hätten, falle es den Vereinen leichter, andere hätten es deutlich schwerer. Auch 
das LAVE erkundige sich, wenn es im Rahmen der Beratung im Austausch stehe, 
regelmäßig danach und erhalte ebenfalls die Rückmeldung, dass das Verfahren als 
praxistauglich wahrgenommen und gut angenommen werde.  

LMR’in Dr. Sylvia Heesen (MLV) ergänzt, der von der Ministerin erwähnte runde 
Tisch diene gerade auch der Beratung der Tierheime zur Finanzausstattung. Er werde 
von der Tierschutzbeauftragten des Landes NRW Dr. Gerlinde von Dehn und dem 
Tierschutzreferat des MLV geleitet. Die Landesregierung arbeite eng mit den Beteilig-
ten zusammen und informiere sich dort, damit der Evaluationsprozess vernünftig laufe. 

Die SPD-Fraktion habe nach dem Zeitpunkt im Jahr gefragt, zu dem die Gelder aus-
geschöpft seien. Das Geld für die Katzenkastration werde nach einer entsprechenden 
Entscheidung des Finanzministers jährlich projektbezogen freigegeben. Dann ergehe 
ein Zuweisungserlass des MLV ans LAVE. Die Vereine, die eine katzenschutzbezo-
gene Tätigkeit wahrnähmen, beantragten dann meist umgehend 5.000 Euro. Das Geld 
werde daher meist vor der Jahresmitte komplett abgerufen. Im letzten Quartal des 
Jahres werde der nicht verbrauchte Teil des Geldes wieder zurückgezahlt. 

Für die Tierheimbauförderung lasse sich dies nicht in gleicher Weise sagen, weil die 
Anträge nach und nach einträfen, je nachdem, wann ein Tierheim bzw. ein Träger sich 
entscheide, eine Baumaßnahme durchzuführen. Dann erfolge die Beratung durch das 
LAVE, das in der Regel beim Ministerium nachfrage, ob es das jeweilige Vorhaben für 
finanzierungsfähig halte. Bei energetischen Fragestellungen gäbe es manchmal Rück-
fragen. Wenn diese beantwortet würden, werde das Geld bewilligt und ausgezahlt. 
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7 „RheinKrake im Einsatz – Welche Erkenntnisse fischt die Landesregierung 
aus dem Rhein?“ (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2])

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4794  

– keine Wortbeiträge
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8 Kampf gegen die Asiatische Hornisse: Was macht die Landesregierung aus 
den Last-Minute-Mitteln im Haushalt? (Bericht beantragt von der Fraktion der 
SPD [siehe Anlage 3])

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4796  
Vorlage 18/4799  

Minister Oliver Krischer (MUNV) berichtet: 

Die asiatische Hornisse beginnt, sich bei uns zu etablieren. Diese Entwicklung läuft 
schon seit 2004 in ganz Europa. Wahrscheinlich ist sie mit Schiffen über den See-
weg zu uns gekommen. Sie stellt ein Problem für die Honigbiene und damit für die 
Imkerei dar und kann auch Biodiversitätsschäden verursachen. Wir sehen aller-
dings noch Untersuchungsbedarf in Bezug auf die tatsächlichen Auswirkungen und 
darauf, welche Arten der Insektenbiodiversität und wo diese betroffen sind. 

Mit den Anträgen zum Haushalt wurden im Naturschutzhaushalt 250.000 Euro für 
entsprechende wissenschaftliche Untersuchungen sowie für Maßnahmen zur Auf-
klärung, Schulung und zum Monitoring bereitgestellt. Dies bereiten wir im Moment 
entsprechend vor. Das geht nicht mit einer Kürzung von Naturschutzmitteln in an-
deren Bereichen einher, weil wir einen gegenüber 2025 entsprechend erhöhten Ge-
samtansatz zur Verfügung haben.  

Bei dem Forschungsmasterplan, den wir zum wissenschaftlichen Monitoring der 
asiatischen Hornisse als Untersuchungsvorhaben vonseiten der Landesregierung 
angehen, ist es wichtig, das LANUK sowie weitere Akteure mit entsprechender 
Kompetenz im Bereich der Insektenfauna einzubinden. Dazu laufen erste Gespräche 
mit möglichen Partnern. Darüber hinaus sind im Laufe des Jahres 2026 vonseiten 
der NUA Fortbildungsveranstaltungen vorgesehen.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) ergänzt: 

Ich verweise zunächst auf den Bericht. Wir haben noch einen ergänzenden Bericht 
für das MLV hochladen lassen, weil bei uns insbesondere die Frage im Raum steht, 
wie man die Imkerinnen und Imker bei der Bekämpfung der asiatischen Hornisse 
unterstützen kann. Wir alle wissen, dass diese für die Bienenvölker eine große Ge-
fahr darstellt.  

Wir dürfen uns meiner Meinung nach nichts vormachen: Wir werden die asiatische 
Hornisse wahrscheinlich niemals mehr ganz loswerden. Es geht jedoch darum, die 
Auswirkungen zu begrenzen und Bienenvölker zu schützen.  

Bei der Frage, wie die entsprechende Förderung aussehen kann, setzen wir sehr 
darauf, dass wir zusammen mit der Landwirtschaftskammer, bei der die Bienenförde-
rung unter anderem angesiedelt ist, und mit den Imkerverbänden ein praxistaugliches 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 32 - APr 18/1145 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  04.02.2026 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
76. Sitzung (öffentlich) vk 

Programm erarbeiten. Wir wollen auch prüfen, ob wir GAK-Mittel abrufen können, 
um die eigenen Mittel zu vervielfachen.  

Wir setzen sehr stark auf Schulungen. Die Imker sprechen mit uns und tragen die 
Problematik mehr und mehr an uns heran. Sie sagen: Wir alle stehen Gewehr bei 
Fuß, um Nester zu melden, abzunehmen bzw. uns mit darum zu kümmern, sie ab-
zunehmen, wenn wir sie irgendwo sehen.  

Daher ist es wichtig, die Möglichkeit zu haben, auch Ehrenamtler zu schulen, damit 
diese die Asiatische von der Europäischen Hornisse unterscheiden können und da-
für ausgebildet sind, wie man damit umgeht.  

Bayern hat eine entsprechende Förderung vor einem guten Jahr auf den Weg ge-
bracht. Wir legen ein Stück weit unser Augenmerk auf die Ergebnisse dort. Kann 
man sich davon etwas abgucken, das gut trägt? Das ist der Stand im Moment. Dem-
nächst werden wir mitteilen können, wie das Programm im Einzelnen aussehen soll.  

René Schneider (SPD) kritisiert die seines Erachtens zu geringen Fortschritte bei der 
Bekämpfung der Asiatischen Hornisse. In der Anhörung zu dem Thema, die in diesem 
Ausschuss vor einiger Zeit stattgefunden habe, sei sehr deutlich geworden, dass eine 
Gefahr von dieser Art ausgehe. Die Zeit, in der diese hätte bekämpft werden können, 
sei leider verstrichen, ohne dass es gelungen wäre, sie einzuhegen. Mittlerweile sei 
sie als etablierte Art anerkannt. Dies bedeute jedoch nicht, dass man sich zurück-
lehnen könne.  

Die in der Anhörung erwähnte Vernichtung von bis zu 20 kg Biomasse durch ein einziges 
Hornissenvolk schade nicht nur den Imkern, sondern auch der Biodiversität insgesamt. 
Daher habe nicht nur die SPD-Fraktion einen Antrag gestellt, sondern auch die regie-
rungstragenden Fraktionen hätten Geld bereitgestellt, um etwas dagegen zu unternehmen.  

Die nun von der Landesregierung geplante Erstellung eines Masterplans für 
150.000 Euro habe jedoch nicht nur bei ihm, sondern auch bei seinen Mitarbeitenden 
für große Verwunderung gesorgt. Es sollten Untersuchungen angestellt und abgewar-
tet werden, ob der Entomologische Verein Krefeld bestätige, dass die Biodiversität wirk-
lich auf dem Spiel stehe. Zudem werde eine Infoveranstaltung mit Imkerinnen und Imker 
zu dem Thema als enormer Fortschritt bezeichnet. Es stelle sich daher die Frage, ob 
das vom Land bereitgestellte Geld hierfür richtig eingesetzt werde.  

Es gehe jetzt vielmehr darum, Primärnester zu entfernen. Den Imkerinnen und Imkern 
fehle es bekanntermaßen weniger an Informationen dazu als an Ausrüstung dafür. 
Manchen mangele es auch an finanziellen Anreizen oder einfach am notwendigen 
Geld, um mit einem Hubsteiger irgendwo hinzufahren und ein Nest aus großer Höhe 
zu entfernen, auch wenn die derzeit am dringendsten zu beseitigenden Primärnester 
in der Regel niedriger hingen.  

Er würde gern wissen, wann die Landesregierung Geld für die eigentliche Bekämpfung 
bereitstellen wolle, statt sich mit Masterplänen, Studien, runden Tischen, Infoveranstal-
tungen, Vereinbarungen oder Selbstverpflichtungserklärungen zu beschäftigen. Diese 
rein deskriptive Herangehensweise hielten auch die Imkerinnen und Imkern für zu wenig.  
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Andere Stellen wie beispielsweise die Kreise Kleve gingen anders vor. Auch Landrat 
Ingo Brohl im Kreis Wesel habe dies als wichtig erkannt. Dort ständen im Haushalt links-
rheinisch und rechtsrheinisch jeweils 20.000 Euro für Imkerinnen und Imker für Material 
wie Lanzen zur Verfügung. Die SPD-Fraktion hätte erwartet, dass auch die Landes-
gelder ähnlichen Zwecken zugutekämen und nicht in einen Masterplan investiert wür-
den, aus dem am Ende nur hervorgehe, was ohnehin bekannt sei, dass nämlich Imker 
beispielsweise Lanzen anschaffen sollten.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE) weist die Darstellung seines Vorredners zurück. Die 
Landesregierung mache richtigerweise beides, beobachte also einerseits die Lage und 
fördere andererseits die Bekämpfung. Dies gehe sowohl aus den schwarz-grünen 
Haushaltsanträgen als auch aus den Berichten der Landesregierung hervor. NRW 
werde sich dabei am bayerischen Modell orientieren. Die bayerische Verordnung re-
gele viele Dinge, wie die Entfernung der Primärnester von den Sekundärnestern oder 
die Anschaffung von Lanzen für die Imker. Dies sei geklärt, und dafür ständen erheb-
liche Finanzmittel zur Verfügung. 

Aufklärung und Schulungen müssten parallel stattfinden. Die direkt betroffenen Imker 
wüssten über diese Hornissenart zwar Bescheid, in einigen Landesteilen, in denen sie 
bisher noch nicht vorkomme, müsse jedoch darüber informiert werden. Zudem sollte 
auch von Praxiserfahrungen aus anderen Regionen in Deutschland berichtet werden. 
Wer sich im Internet oder bei einschlägigen Initiativen kundig mache, wisse, um welch 
volatiles Geschäft es sich handele.  

Um ggfs. zeitnah reagieren zu können, halte er es für sehr sachgerecht, zu klären, was 
passiere, wenn sich eine solche neu auftretende Art in ein Ökosystem einnische. Es 
gehe dabei keinesfalls um Abstraktes. Der Entomologische Verein Krefeld stelle seit 
fünf Jahren im Bereich der Stadt Krefeld die Beauftragten für Wespenbekämpfung und 
verfüge über Praxiserfahrungen mit der eingewanderten Asiatischen Hornisse, die in 
Konzepte und Pläne einbezogen werden solle. Gleiches gelte für die Hochschulen in 
NRW, die sich damit beschäftigten. 

Es treffe nicht zu, dass bereits alles bekannt und erforscht sei und nur Vorgaben um-
gesetzt werden müssten. Vielmehr gelte es, immer wieder zu überprüfen, ob man das 
Richtige tue. Er empfehle jedem, sich mit dem Entomologischen Verein Krefeld ausei-
nanderzusetzen, weil dieser ebenso wie viele Imkerinitiativen oder -verbände sehr viel 
Praxiserfahrung mitbringe. 

Markus Höner (CDU) weist das von der SPD-Fraktion gezeichnete Bild als vollkom-
men falsch zurück. Schwarz-Grün nehme die Aufgabe sehr ernst. MUNV und MLV 
würden eingebunden, und es seien sowohl Haushaltsmittel dafür hinterlegt worden, 
Imker mit Stangen und anderen Utensilien zu unterstützen, als auch dafür, einen Mas-
terplan zu erstellen und ein Monitoring zu etablieren, um Vorkommen und Entwicklung 
beobachten zu können.  

Die Asiatische Hornisse könne Fachkreisen zufolge nicht mehr vollständig ausgerottet 
werden, sondern es gehe darum, sie einzudämmen. Dafür gelte es jedoch zunächst, 
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über ein Monitoring zu untersuchen, was überhaupt vorhanden sei. Ohne dieses Wis-
sen könne auch das, was die SPD-Fraktion fordere, nicht getan werde. 

Die Landesregierung erhalte von verschiedenen Stakeholdern große Rückendeckung 
für ihre Art, sich des Themas anzunehmen. Das MLV nehme die Honigbiene in den 
Blick, auf der anderen Seite würden erhebliche nachhaltige Auswirkungen auf die Bio-
diversität erwartet, und das Thema werde in seiner gesamten Breite angegangen.  

Minister Oliver Krischer (MUNV) verweist auf den Umgang mit der Asiatischen Hor-
nisse in Gesamtdeutschland und Europa. Obwohl es überall zahlreiche Maßnahmen 
gegeben habe, sei es nirgendwo wirklich gelungen, des Problems und der Ausbreitung 
Herr zu werden. Tatsächlich dürfe dies nicht dazu führen, dass man in NRW gar nichts 
unternehme und einfach alles geschehen lasse. Vielmehr gelte es, in der Konsequenz 
dort zu handeln, wo aktuell der größte Bedarf bestehe. Dazu gehörten die Imkereien 
bzw. die Honigbienenhaltungen, die Ministerin Gorißen soeben angesprochen habe.  

Zudem wolle die Landesregierung verstehen, wie diese Hornisse sich in NRW ver-
mehre, wo sie angreifbar sei und somit bekämpft werden könne und wo sie Schäden 
in der Biodiversität hervorrufe. Es nütze nichts, diese Insekten zu fangen, ohne einen 
Überblick darüber zu haben, worum es eigentlich gehe und was getan werden könne. 
Eine Bekämpfungsstrategie bedürfe einer sachlichen Grundlage. Einfach irgendetwas 
zu tun, halte er für keine angemessene Reaktion. 
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9 Verschiedenes  

– keine Wortbeiträge 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

3 Anlagen 
26.02.2026/05.03.2026 
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Strich drunter: Wie viel Fördergeld ist 2025 bei den Tierheimen in Nordrhein-Westfalen angekommen?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 1414. Januar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Jahr 2025 hat sich die demokratische Mitte des Landtags immer wieder konstruktiv mit der 

Unterstützung von Tierheimen und Tierschutz in Nordrhein-Westfalen befasst. Alle eint dabei nach unserer 

Wahrnehmung das Ziel, den vielen Engagierten bestmöglich zu helfen. Worte sind dabei natürlich nicht 

ausreichend. Letztlich geht es auch um Geld, das bei den Tierheimen ankommt. Dabei sah der 

Landeshaushalt 2025 verschiedene Förderungen vor. Zentral ist das Förderprogramm „Tierheime“ für 

bauliche Maßnahmen an Tierheimen1. Eine Hilfe soll auch die Unterstützung bei der Katzenkastration 

darstellen.2

Nun zum Jahresende heißt es: Strich drunter. Um Förderungen künftig passgenau auszurichten, ist es nötig,

den Mittelabfluss zu evaluieren. Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um 

einen schriftlichen Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 14. Januar 2026 zum Thema: „Strich drunter: 

Wie viel Fördergeld ist 2025 bei den Tierheimen in Nordrhein-Westfalen angekommen?

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Welche Haushaltsmittel hat das Land 2025 für die Förderung baulicher Maßnahmen an Tierheimen 

zur Verfügung gestellt (Förderprogramm „Tierheime“)? Wie viele Mittel wurden in welchen 

Kommunen abgerufen? Wann waren die Mittel ggf. aufgebraucht? (Bitte aufschlüsseln nach 

Kommunen)

2.2. Welche Mittel standen für die Jahre 2020 bis 2024 für die Förderung baulicher Maßnahmen an 

Tierheimen zur Verfügung? Wie viele Mittel wurden in welchen Kommunen jeweils abgerufen?

(Bitte aufschlüsseln nach Kommunen)

1 https://www.lave.nrw.de/themen/foerder-programme/foerderprogramm-tierheime-bis-ende-2027-

verlaengert
2 https://www.lave.nrw.de/themen/foerder-programme/foerderprogramm-katzenkastration
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3.3. Welche Schlüsse zieht die Landesregierung aus diesen Daten für die künftige Gestaltung des 

Förderprogramms?

4.4. Wann und wie setzt die Landesregierung die Beschlüsse des am 10. Dezember 2025 

verabschiedeten Antrags „Ein Herz und Heim für Tiere in Nordrhein-Westfalen: Tierschutz fördern –

Tierheime stärken“3 mit Blick auf die „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung baulicher Maßnahmen von Tierheimen" um?

5.5. Welche Haushaltsmittel hat das Land 2025 für das Förderprogramm „Katzenkastration“ zur 

Verfügung gestellt? Wie viele Mittel wurden in welchen Kommunen ababgegerufen? Wann waren die 

Mittel ggf. aufgebraucht? (Bitte aufschlüsseln nach Kommunen)

6.6. Welche Mittel standen für die Jahre 2020 bis 2024 für das Förderprogramm „Katzenkastration“ zur 

Verfügung? Wie viele Mittel wurden jeweils in welchen Kommunen abgerufen? Wann waren diese 

Mittel je Jahr ggf. ausgeschöpft? (Bitte aufschlüsseln nach Kommunen)

7.7. Welche Rückmeldungen erhielt die Landesregierung zur Frage des Aufwands der Beantragung von 

Fördermitteln? 

8.8. Welche Schlüsse zieht die Landesregierung aus diesen Daten für die künftige Gestaltung des 

Förderprogramms „Katzenkastration“?“?

9.9. Welche weiteren Fördermittel hat die Landesregierung 2025 für den Tierschutz bereitgestellt? Wie 

war der jeweilige Mittelabruf? Bitte aufschlüsseln nach Programmen und Kommunen

10. Welche neuen finanziellen Förderungen beim Tierschutz sieht die Landesregierung 2026 vor?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL

3 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-13163.pdf
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Düsseldorf, 21. Januar 2026

„RheinKrake im Einsatz – Welche Erkenntnisse fischt die Landesregierung aus dem Rhein?“ – Bitte 

um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz am 4. Februar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

Anfang Januar 2026 hat der Verein K.R.A.K.E (Kölner Rhein-Aufräum-Kommando-Einheit) e.V. über 

die Forschungsergebnisse der Müllfalle „RheinKrake“ berichtet.

Anhand der Sammlungen konnte hochgerechnet werden, dass jährlich 3.000 bis 4.700 Tonnen Müll 

mit einer Mindestgröße von einem Zentimeter am Standort der RheinKrake in Köln 

vorbeischwimmen. Das entspricht in etwa 53.000 Teilen pro Tag.

Weiter zeigen die Ergebnisse, dass etwa 70 Prozent der festgestellten Teile aus Kunststoff bestehenen. 

Ein wesentlicher Teil davon stammt von privaten Verbraucher*innen und aus der Verwendung von 

Einwegprodukten.

Damit treibenen laut den Forscherinnen und Forschern deutlich größere Müllmengen als bislang 

angenommen flussabwärts, die letztendlich auch in das geschützte Wattenmeer gelangenen. 

Zudem stehen die Stoffe einem stofflichen Recycling nicht mehr zur Verfügung.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht 

zur Sitzung des Ausschusses am 4. Februar 2026 zum Thema: „RheinKrake im Einsatz – Welche 

Erkenntnisse fischt die Landesregierung aus dem Rhein?“

Der Bericht soll dabei unter anderem folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie bewertet die Landesregierung die Erkenntnisse des Forschungsberichts?
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2.2. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Verschmutzung der Gewässer in 

Nordrhein-Westfalen zu reduzieren?

3.3. In welcher Höhe stellt die Landesregierung finanzielle Mittel im Rahmen von Aktionstagen 

wie dem RhineCleanUp-Day zur Verfügung?

4.4. Unterstützt die Landesregierung die Forschungsarbeit des Vereins K.R.A.K.E. und wenn ja, in 

welcher Höhe?

5.5. Inwiefern bemüht sich die Landesregierung, das Pfandsystem auf Flaschen und 

Verpackungen auszuweiten, um mehr Kunststoffe der stofflichen Verwertung zuzuführen?

6.6. Welche Mengen an Müll blieben in den vergangenen zehn Jahren nach Hochwassern an 

Rheindeichen liegen, so dass dieses Treibgut von Deichverbänden entsorgt werden 

mussten? Wie hoch war der finanzielle Aufwand dafür? 

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Kampf gegen die Asiatische Hornisse: Was macht die Landesregierung aus den Last-Minute-

Mitteln im Haushalt?

Bitte um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume (AULNV) am 04. Februar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

kurz vor der abschließenden Abstimmung über den Haushalt für das Jahr 2026 haben die 

regierungstragenden Fraktionen von CDU und Grünen noch mehrere Last-Minute-Anträge zur 

Asiatischen Hornisse eingebracht. Offenbar eine späte Einsicht, dass sich das Land doch der 

ungebremsten Ausbreitung dieser Invasiven Art stellen muss. Wir haben diese Beschlüsse deshalb 

gerne mitgetragen.

Zunächst wurde der Etat für Naturschutz und Landschaftspflege um 150.000 Euro aufgestockt. 

Mit den Mitteln soll demnach ein „Masterplan Asiatische Hornisse NRW“ entwickelt werden.1

Weitere 100.000 Euro gibt es für diesen Zweck: „Maßnahmen zur Aufklärung, zu Schulung und 

zum Monitoring der Invasiven Art Vespa velutina“.2 Noch einmal 150.000 Euro gab es im Etat für 

„Agrarwirtschaft, Forstwirtschaft und Landschaftspflege“.3 Hierzu schreiben CDU und Grüne in 

ihrem Haushaltsantrag: „Erhöhung des Ansatzes, um bei der Beseitigung von Primär- und 

Sekundärnestern der Asiatischen Hornisse sowie der Anschaffung der für die Bekämpfung 

erforderlichen Ausrüstung zu unterstützen (orientiert z. B. am bayerischen Modell).“ Außerdem 

soll laut dem Änderungsantrag geprüft werden, ob die finanziellen Mittel durch EUEU-Fördermittel 

ergänzt werden können.

Ein Minus haben CDU und Grüne dafür jedoch beim Geld beschlossen, das für Naturschutz und 

Landschaftspflege vor Ort bei Städten und Kreisen ankommt. 250.000 Euro gibt es dort weniger 

1 Vgl. Drucksache 18/17088
2 Vgl. Drucksache 18/17089
3 Vgl. Drucksache 18/17113
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als ursprünglich für das kommende Jahr geplant. Die Kreise, die also vor Ort mit der Asiatischen 

Hornisse zu tun haben, stehen schlechter da.

Anzuerkennen ist, dass insgesamt ein leichtes Plus bei den Mitteln gegen die Asiatische Hornisse 

steht. Nun interessiert die Fachwelt, was - und vor allem wann – etwas aus diesen Mitteln konkret 

wird. Die Zeit drängt dabei. In einer Anhörung von Fachleuten im zuständigen Ausschuss ist 

bereits im September 2025 deutlich geworden, wie wichtig es ist, Primärnester der Asiatischen 

Hornisse bereits früh im Jahr zu identifizieren. Denn die Entfernung von Primärnestern gilt als 

einfacher, ehe sich Sekundärnester gebildet haben.4

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen 

Bericht zur Sitzung des Ausschusses am 04. Februar 2026 zum Thema: „Kampf gegen die 

Asiatische Hornisse: Was macht die Landesregierung aus den Last-Minute-Mitteln im Haushalt?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Was ist das Ziel des „Masterplan Asiatische Hornisse NRW“? Wie und von wem soll dieser 

erarbeitet werden? Bis wann soll der Masterplan vorliegen?

2.2. Welche Maßnahmen zur Aufklärung, zu Schulung und zum Monitoring der Invasiven Art 

Vespa velutina möchte die Landesregierung mit den zusätzlichen Mitteln auf den Weg 

bringen? Wie ist hier der Zeitplan?

3.3. Ebenso heißt es in der Begründung zur Erhöhung der Haushaltsmittel: „Erhöhung des 

Ansatzes, um bei der Beseitigung von Primär- und Sekundärnestern der Asiatischen 

Hornisse sowie der Anschaffung der für die Bekämpfung erforderlichen Ausrüstung zu 

unterstützen (orientiert z. B. am bayerischen Modell).“ Wie möchte die Landesregierung 

dies konkret umsetzen? Wie soll das bayrische Modell übertragen werden? Wie ist hierbei 

der Zeitplan?

4.4. Können die eingestellten Mittel durch EU-Fördermittel aufgestockt werden? Wenn ja, wie 

hoch sind die EU-Mittel?

5.5. Welche kurzfristigen Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um gleich zu Jahresbeginn 

Monitoring und Bekämpfung der Asiatischen Hornisse in einem besonders wirksamen 

Zeitraum zu unterstützen und organisieren?

6.6. Wie hoch sind die Mindereinnahmen der Städte und Kreise durch die oben genannte 

Kürzung der Mittel für Naturschutz und Landschaftspflege vor Ort? Bitte aufschlüsseln 

nach Kreisen und Städten. 

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL

4 Vgl. APr 18/956
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